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219  Unterrichtung und Ausschluss der Öffentlichkeit 
 
(1) 1Über Münzstrafsachen unterrichtet der Staatsanwalt die Öffentlichkeit grundsätzlich nur im 
Einvernehmen mit den in Nummer 216 Absatz 1 Buchstabe a und b genannten Stellen. 2Dies gilt auch für 
die Bezeichnung der Fälschungsklasse und die Reihennummern der einzelnen Falschstücke.

(2) In der Anklageschrift sind über die in Absatz 1 bezeichneten Umstände, sowie über die bei 
Münzstraftaten angewandten Verfahren und die Mittel zur Bekämpfung dieser Straftaten nur die unbedingt 
notwendigen Angaben zu machen.

(3) 1In der Hauptverhandlung soll der Staatsanwalt den Ausschluss der Öffentlichkeit sowie die Auferlegung 
der Schweigepflicht beantragen (§§ 172 Nummer 1, 174 Absatz 3 GVG; vgl. auch Nummer 131 Absatz 2); 
regelmäßig ist dies für die Erörterung des Herstellungsverfahrens und der anderen in den Absätzen 1 und 2 
bezeichneten Umstände geboten. 2Auch wenn es sich nur um die Verbreitung von Falschgeld handelt, ist 
dies zweckmäßig.


